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Landesbank 
in gutem Fahrwasser
Die geschäftliche Neuausrichtung brachte 
eines der besten Betriebsergebnisse, betonte
der Vorstandsvorsitzende bei
der Bilanzpressekonferenz. Seite 7

Werner Schmidt:

LfA Förderbank 
mit gefestigter Position
Konjunkturbelebung und zunehmende Inves-
titionsbereitschaft der Unternehmen ließen
die Zusagen in nahezu allen
Geschäftsfeldern steigen. Seite 10

Rudolf W. Schmitt:

Finanzlage
deutlich entspannt
Lichtblicke für die Kämmerer: In einem GZ-
Gespräch erläuterte der Finanzminister, dass
die Gewerbesteuereinnahmen
deutlich gestiegen sind. Seite 5

Prof. Dr. Kurt Faltlhauser:

Geht es nach dem Ortsbeirat
Dresden-Altstadt, wird die
Gentechnik im Kampf gegen
Hundekot eingesetzt. Den
Gassi-Rambos mit Hilfe 
moderner kriminalistischer
Methoden das Handwerk zu
legen, hat einiges für sich.
Freilich: Dort, wo der Zu-
sammenhalt in der Bevölke-
rung funktioniert, kommen
am wenigsten Verunreini-
gungen vor. Auch das sollte
bedacht werden.        Seite 15

Optische Überraschungen, Denkanstöße, dramatische Inszenierungen, die Neuerfindung von
Kunst und Natur, vor allem aber Perspektivwechsel, will die diesjährige BUGA vermitteln. Bei
strahlendem Sonnenschein wurde sie auf dem ehemaligen Riemer Flughafengelände in Mün-
chen eröffnet. Unser Bild zeigt (v. l.): Karin Stoiber, Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber,
Edith von Welser-Ude, Münchens OB Christian Ude, Bundesratspräsident Matthias Platzek,
die BUGA-Geschäftsführer Andrea Gebhard und Hanspeter Faas sowie den ZVG-Präsidenten
Karl Zwermann (vgl. Bericht Seite 12). Foto: BUGA 05

Bayerischer Landkreistag in Neutraubling:

Gemeinsam in die Zukunft
Der diesjährige Landkreistag am 11. und 12. Mai in der

Stadthalle Neutraubling, Landkreis Regensburg, steht unter
dem Motto „Landkreise – Bürger – Wirtschaft – Gemeinsam
in die Zukunft“. Als Reder werden Landtagspräsident Alois
Glück, Innenminister Dr. Günther Beckstein, Wirtschaftsmini-
ster Dr. Otto Wiesheu  sowie Staatssekretär Franz Meyer er-
wartet. Am zweiten Tag der Veranstaltung hält der Präsident
des Bayerischen Landkreistags, Landrat Theo Zellner, Cham,
ein Grundsatzreferat. Auf der Tagesordnung der ordentlichen
Landkreisversammlung stehen unter anderem die Beratungen
zur Jahresrechnung 2004 und zur Haushaltssatzung 2005 des
Bayerischen Landkreistags. ?

Präsident Theo Zellner zu Kommunalfinanzen:

Fünf Minuten
nach Zwölf 

Kreistagsresolution an Bundeskanzler
Einen „Brandbrief“ hat der
Präsident des Bayerischen
Landkreistages und Landrat
des Landkreises Cham an Bun-
deskanzler Gerhard Schröder,
Ministerpräsident Edmund
Stoiber und an Bundes- und
Landtagsabgeordnete ge -
schickt. Grund ist die beispiel-
lose Haushalts- und Finanzkri-
se, in der sich viele Kommunen
in ganz Deutschland befinden.
Es bestehe die große Gefahr,
dass das kommunale Finanz-
gefüge mit seinem Umlagesys-
tem ganz zusammen breche. 

Zellner fordert alle verant-
wortlichen Mandatsträger in
Bund und Land auf, diese Situa-
tion nicht länger hinzunehmen
und gegenzusteuern. Die Ein-
nahmensituation der Kommunen
und Landkreise müsse verbes-
sert und die Ausgaben für die so-
ziale Sicherung müssten finan-
zierbar gestaltet werden. 

Steigende Kosten

Die großen Finanzprobleme
der Kommunen liegen nach Auf-
fassung von Zellner in den stei-
genden Kosten für die soziale Si-
cherung und vor allem in der
fehlenden Gegenfinanzierung

durch den Bund. Die Ausgaben
der Sozialhilfe und der Jugend-
hilfe hätten in Bayern 2004 be-
reits 4,3 Milliarden Euro betra-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städte- und Gemeindebund:

Mautflucht stoppen, 
Fahrverbote ermöglichen! 

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund beobachtet mit großer
Sorge, dass immer mehr Lkw mautpflichtige Autobahnen um-
fahren und stattdessen auf Bundes-, Landes- und Kommunal-
straßen ausweichen. „Diese Entwicklung muss gestoppt werden,
um die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger zu schützen
und eine weitere Beschädigung der kommunalen Straßen zu
vermeiden“, erklärte der Vizepräsident des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes und Präsident des Bayerischen Gemein-
detages, Dr. Uwe Brandl, bei einer Präsidiumssitzung des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes (DStGB) in Bad Gögging.

Die Lkw wichen auf mautfreie
Straßen und innerörtliche Ver-
kehrswege aus. „Länder und
Kommunen haben so den Scha-
den zu tragen, der durch die Be-
schränkung der Maut auf Bun-
desautobahnen entstanden ist“,
betonte Brandl. Ein einziger
Lkw belaste die Straßen so stark
wie 60.000 Pkw und verursache

damit große Schäden an Straßen
und unterirdischen Leitungssys-
temen. 

Zurück auf die Autobahn

Der Maut-Ausweichverkehr
müsse auf die Autobahnen zu-
rückgelenkt werden. Brandl for-
derte den Bund auf, schnellst-

möglich die Mautpflicht auf be-
kannte Ausweichstrecken auszu-
dehnen. Zudem müsse kurzfris-
tig die straßenverkehrsrechtliche
Möglichkeit geschaffen werden,
Fahrverbote für den Lkw-Ver-
kehr aussprechen zu können.
„Die Städte und Gemeinden
müssen den Mautflüchtlingen
die Benutzung von Ortsdurch-
fahrten untersagen können. Da-
für brauchen wir klare Regelun-
gen in der Straßenverkehrsord-
nung. Der Gesetzgeber muss
hier tätig werden“, bemerkte
Brandl. Notwendig sei auch eine
baldige Differenzierung der
Maut je nach Ausstattung der
Lkw mit Russfiltern und anderer
Technik zur Unterbindung von
Feinstaub-Emission.

Kommunen entlasten

Anlässlich des aktuellen Revi-
sionsverfahrens über die Bun-
desbeteiligung an den Unter-
kunftskosten forderte der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund
Bund und Länder zudem auf, die
Kommunen durch die Hartz IV-
Reform um 2,5 Mrd. Euro jähr-
lich und dauerhaft zu entlasten.
„Sowohl die Art und Weise des
Berechnungsverfahrens durch 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag:

St. Bürokratius
lässt grüßen! 

Heftige Kritik an geplantem Büchergeld
„Ein klassisches Negativbeispiel für überzogenen Bürokratis-
mus“ ist nach Ansicht des Bayerischen Städtetags die geplante
Einführung des Büchergeldes an Bayerns Schulen. Das Kul-
tusministerium solle den entsprechenden Gesetzentwurf ent-
weder deutlich nachbessern oder ganz zurückziehen, betonte
der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Regensburgs
Oberbürgermeister Hans Schaidinger auf einer Pressekonfe-
renz in München. 

Für die Kommunalpolitiker ist
es unverständlich, dass die
Staatsregierung, die sonst den
Abbau des Verwaltungsauf-
wands auf ihre Fahnen schreibt,
neuerdings ein „Beschäftigungs-
programm für die Verwaltung“
auflegt. Schon jetzt sei erkenn-
bar, dass sich die Schulen mit
Händen und Füßen gegen das
jährliche Einsammeln des
Büchergelds von derzeit rund 1,7

Millionen Schülerinnen und
Schülern wehren. Die Städte be-
fürchten, dass diese lästige Auf-
gabe später auf ihre Verwaltun-
gen abgeschoben werden soll. 

Undankbare Aufgabe

Zunächst kommt den Kom-
munen die undankbare Aufgabe
zu, das Büchergeld in einem auf-

(Fortsetzung auf Seite 4)

FW-Landesdelegiertenversammlung in Ingolstadt:

Ja zur Familie, 
Ja zum Kind!

Konzept zur Familienförderung vorgelegt
„Wir müssen handeln! Ein kla-
res „Ja“ zur Familie, ein klares
„Ja“ zum Kind!“ Unter diesem
Motto legte der Landesvor-
stand der Freien Wähler in
Bayern auf der diesjährigen
Landesdelegiertenversamm-
lung in Ingolstadt ein detail-
liert ausgearbeitetes politisches
Konzept vor, dessen Umset-
zung einen Ausweg aus der
drohenden demografischen
Katastrophe aufzeigen soll.

Ein denkbarer Lösungsansatz
ist nach Auffassung der Freien
Wähler zunächst die Einführung
eines Erziehungsgehaltes in
Höhe von ca. 1.000 Euro pro
Monat für jedes Kind in den ers-
ten drei Lebensjahren. Dieses
sollte aber nur gezahlt werden,
wenn ein Elternteil zu Hause
bleibt. Das Gehalt sei Ausdruck
des Wertes und der Wertschät-
zung, dass ein Elternteil die Er-
ziehung der Kinder übernimmt.
Es sei sozialversicherungspflich-
tig auszugestalten, damit es sich
zum Beispiel auch bei einer spä-
teren Rente bemerkbar macht.
Ebenso sei das Erziehungsgehalt
einkommenssteuerpflichtig.

Durch die Steuerpflicht werde

der sozialen Komponente indivi-
duell Rechnung getragen.

Darüber hinaus soll das beste-
(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerns schönste Dörfer gesucht
Bis 1. Juni können sich bayerische Gemeinden und räumlich
geschlossene Gemeindeteile unter 3 000 Einwohnern für den
22. Landeswettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft - Unser
Dorf soll schöner werden“ melden. Das hat Landwirtschafts-
minister Josef Miller mitgeteilt. 

Formulare und Ausschreibungsunterlagen gibt es bei den ört-
lich zuständigen Kreisfachberatern für Gartenkultur und Landes-
pflege. Die Landkreissieger werden noch in diesem Jahr ermit-
telt. Nächstes Jahr fallen die Entscheidungen in den Regierungs-
bezirken, 2007 auf Landes- und Bundesebene. Detaillierte Infor-
mationen stehen unter www.unser-dorf-hat-zukunft.bayern.de
oder www.unser-dorf-soll-schoener-werden.bayern.de. ?

Präsident Theo Zellner. ?



LANDES-  UND BUNDESPOLITIK2 GZ05. 05. 2005

Bürgermeister Helmut Peter
94481 Grafenau

am 16.5.
Oberbürgermeister 

Helmut Hey
92421 Schwandorf

am 18.5.
Bürgermeister Franz Stephan

92345 Dietfurt
am 21.5.

Bürgermeister 
Dieter Schmidt

91448 Emskirchen
am 21.5.

Bürgermeister Georg Betz
88138 Hergensweiler

am 21.5.

ZUM 50 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister August Voit

83123 Amerang
am 9.5.

Bürgermeisterin
Edigna Keneder
84337 Schönau

am 9.5.
Bürgermeister Jürgen Pirner

95704 Pullenreuth
am 15.5.

Bürgermeister 
Reiner Wohlrab

95706 Schirnding
am 20.5.

ZUM 45 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Werner Englert

63869 Heigenbrücken
am 21.5.

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Johann Bäßler

86854 Amberg
am 14.5.

Bürgermeister
Werner Grünwedel
91798 Höttingen

am 14.5.
Bürgermeister Lorenz Hurler

86756 Reimlingen
am 22.5.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Ludwig Scheurich
63931 Kirchzell

am 10.5.
Bürgermeister Karl Hofer

93105 Tegernheim
am 20.5.

Bürgermeister
Johannes Schropp

86470 Thannhausen
am 20.5.

Bürgermeister Rainer Eiser
92545 Niedermurach

am 22.5.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Anton Altkofer

83483 Bischofswiesen
am 11.5.

Bürgermeister
Dr. Herbert Kränzlein

82178 Puchheim
am 14.5.

Bürgermeister Johann Pfister
96120 Bischberg

am 15.5.

Wir gratulieren

Nach Monika Hohlmeiers Rücktritt: 

Siegfried Schneider neuer Minister 
Bildungspolitik wird unverändert fortgesetzt - Opposition fürchtet Stoibers Einfluss

Einstimmig hat die CSU-Mehrheitsfraktion im Landtag der Er-
nennung des Eichstätter Abgeordneten Siegfried Schneider zum
neuen Staatsminister für Unterricht und Kultus zugestimmt.
Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber hatte den bisherigen
Vorsitzenden des Bildungsausschusses kurz nach dem Rücktritt
Monika Hohlmeiers nominiert. Laut Erklärungen des Minister-
präsidenten und des Fraktionsvorsitzenden Joachim Herrmann
wird die bisherige Bildungspolitik konsequent fortgeführt. Beide
bescheinigten dem neuen Schulminister große Loyalität und
außerordentliche Kompetenz. 

Die bisherige Kultusministerin
war am 15. April aus eigenem
Entschluss zurückgetreten, um -
wie sie sagte - die Bildungspoli-
tik von den Querelen um ihre
Person und die Münchner CSU
fernzuhalten. Gegen die Vorwür-
fe, die gegen sie erhoben wer-
den, will sie sich unbelastet von
Amtspflichten in dem nach ihr
benannten Untersuchungsaus-
schuss vehement zur Wehr set-
zen. Stoiber und Herrmann
dankten ihr im Landtag unter de-
monstrativem Beifall für ihre
zwölfjährige Kabinettszuge-
hörigkeit und äußerten Respekt
vor ihrer persönlichen Entschei-
dung. 

Ausschussarbeit 
wird fortgesetzt

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget sprach demgegen-
über von spektakulären Grün-
den, die unter massivem öffentli-
chem Druck zu ihrem Rücktritt
geführt hätten. Es sei eine „unge-
heuerliche Situation, dass ein
Mitglied der Staatsregierung von
der Staatsanwaltschaft dubioser
Machenschaften bezichtigt“ und
vom CSU-Fraktionsvorsitzen-
den im Münchner Rathaus, Hans
Podiuk, der Lüge geziehen wer-
de. Stoiber habe in diesem Zu-
sammenhang das Saubermann-
Image verloren und sei mitver-
antwortlich für das fachliche
Scheitern Hohlmeiers. Maget
zeigte sich zufrieden, dass die
Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses mit Zustimmung der
CSU fortgesetzt werde. 

Grünen-Fraktionssprecherin
Margarete Bause sprach gleich-
falls von einer Mitverantwortung
Stoibers. Er solle sich nicht län-
ger als Krisenmanager auf Bun-
desebene aufspielen. Die Bil-
dungspolitik müsse aus der
Staatskanzlei zurück ins Kultus-

ministerium. Ihre Fraktionskol-
legin Simone Tolle sah in
Schneiders Berufung eine Chan-
ce, einen bildungspolitischen
Richtungswechsel einzuleiten. 

Im europäischen Vergleich
ganz vorn

CSU-Fraktionschef Joachim
Herrmann warf der Opposition
schlechten Stil vor. Von bil-
dungspolitischem Scheitern zu
sprechen sei absurd angesichts
der Tatsache, dass Bayerns Bil-
dungssystem im europäischen
Vergleich ganz vorne stehe.
Schneider sei zur rechten Zeit
der richtige Mann am richtigen
Ort. Was den Fall Hohlmeier be-
trifft, konterte Herrmann, wenn
man die bayerischen Oppositi-
onsmaßstäbe anwende, hätte der

Bundeskanzler seinen Außenmi-
nister längst entlassen müssen. 

Im Vorfeld der Plenarsitzung
hatte der von der Fraktion gerade
designierte neue Minister
Schneider sich zur aktuellen Bil-
dungspolitik bekannt, die er als
Ausschussvorsitzender mitge-
prägt habe. Auf ihn warte eine
Vielzahl von Herausforderun-
gen, denen er sich mit Elan und
Kraft in weiterer Zusammenar-
beit mit der Fraktion stellen wer-
de. Den einen oder anderen
Schwerpunkt werde er neu set-
zen. Zur Frage, ob er mit mehr
Finanzmitteln rechne, schaltete
sich Stoiber ein und verwies dar-
auf, dass der Etat 2005/2006 be-
schlossene Sache sei. 

Zum neuen bildungspoliti-
schen Sprecher nach Schneider
wählte die CSU-Landtagsfrakti-
on den Passauer Gymnasialpro-
fessor Dr. Gerhard Waschler in
Kampfabstimmung gegen den
Studienrat Eduard Nöth. Im Bil-
dungsausschuss wurde Wasch-
ler dann zum Vorsitzenden ge-
wählt. Für seinen freiwerdenden
Sitz im Haushaltsausschuss hat
Monika Hohlmeier Interesse
bekundet. rm

Immer Ärger mit der Feuerwehr 
Innenminister will „Förderbäuche“ bis 2006 abbauen - Keine Nachrüstungspflicht 

Dem permanenten Ärger vieler Kommunen
mit der Zwischenfinanzierung staatlicher
Fördermittel für den Neubau von Feuer-
wehrgerätehäusern und -fahrzeugen will das
Innenministerium in den engen Grenzen des
Etats abhelfen. In der Landtagsfragestunde
kündigte Minister Dr. Günter Beckstein an,
die Förderrichtlinien würden geändert. 

Zum Beispiel soll es Pauschalzuweisungen
geben, mit denen die Gemeinden dann nach ei-
genem Ermessen ihre Projekte finanzieren kön-
nen. „Bis 2006 werden wir die Förderbäuche ab-
gebaut haben,“ stellte Beckstein an Hand eines
Einzelfalls der SPD- Abgeordneten Susann Bie-
defeld generell in Aussicht. 

Grünen-Fraktionssprecher Dr. Sepp Dürr ging
es um die Brandschutzauflagen. Eine Vielzahl
von Kommunen klagten über überzogene Aufla-
gen. Dem Innenminister war von einer „Viel-
zahl“ nichts bekannt. Einzelfälle erhöhter Bau-
kosten „wurden stets sorgfältig geprüft“. Dabei
habe sich regelmäßig ergeben, dass die kostener-
höhenden Ursachen nicht in den gesetzlichen
Anforderungen zu suchen waren. Typisch für
solche Streitigkeiten sei es, dass die Entwürfe für

Feuerwehrneu- bzw. -umbauten erhebliche Ab-
weichungen von Regelanforderungen der Bau-
ordnung vorsehen. Beckstein verwies drauf,
dass es für alte Feuerwehrgerätehäuser keine
Nachrüstungspflicht gebe, außer Leben und Ge-
sundheit seien bedroht. Wenn Verkäufer von
Brandschutztechnik den Vorteil ihrer Systeme
anpreisen, sollten die Kommunen sorgfältig prü-
fen und sich gegebenenfalls an die Fachabtei-
lung des Innenministeriums wenden. 

Im Kommunalausschuss des Landtags und
dann im Plenum fand ein Antrag der Grünen-
Fraktion für einen Feuerwehr- und Katastro-
phenschutzbedarfsplan insoweit die Zustim-
mung auch der CSU, freiwilligen Feuerwehrleu-
ten nicht nur in ihrer Heimatgemeinde sondern
Berufspendlern auch an ihrem Arbeitsort den
Einsatz „durch geeignete Initiativen“ der Staats-
regierung zu ermöglichen. Den Grünen ging es
konkret um die Finanzen. Sie verwiesen auf den
„gewaltigen Förderstau von über 100 Mio. Euro
allein aus der letzten Legislaturperiode (1998 -
2003). Mit diesen Forderungen und Zahlen
wollte sich die CSU nicht identifizieren, wie Be-
richterstatter Herbert Ettengruber ausführte. rm

Staatsforst wird 
Wirtschaftsunternehmen 

Landtag verabschiedet Gesetzesänderungen / Staatliche
Betreuung kommunalen Waldes nur noch freiwillig 

Mit der Verabschiedung von Änderungen des bayerischen
Waldgesetzes und anderer Gesetze hat der Landtag den Weg frei
gemacht für eine tiefgreifende Reform der Forstverwaltung. Die
Bewirtschaftung der Staatswälder wird ab 1. Juli dieses Jahres
vom Landwirtschaftsministerium einer Anstalt des öffentlichen
Rechts übertragen, die zwar in staatlichem Besitz steht aber
nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen geführt werden soll. 

Die Neuorganisation betrifft
neben dem Privat- auch den Kör-
perschaftswald (Städte und Ge-
meinden) mit rund 13% Anteil
an den 2,5 Millionen Hektar
Wald in Bayern. 

Regierungsentwurf

Die Neuordnung war bis zu
letzt heftig umstritten. Die Op-
position befürchtet, dies sei der
erste Schritt zur Privatisierung

des Staatswaldes. Ein Volksbe-
gehren gegen die Reform schei-
terte im November letzten Jah-
res. Die CSU änderte in den
Landtagsausschüssen Einzelhei-
ten, blieb aber in der großen Li-
nie beim Regierungsentwurf. 

Zur abschließenden Zweiten
Lesung im Plenum sprach Land-
wirtschaftsminister Josef Miller
von einer weitreichenden Wei-
chenstellung. Der neuen Anstalt
untersteht eine zahlenmäßig ver-
kleinerte Forstverwaltung (For-
stämter), die mit den Landwirt-
schaftsämtern „gebündelt“ wird.
Das Ganze geschieht im Rah-
men des alle Verwaltungen be-
treffenden Konzepts „Verwal-
tung 21“, für das Staatskanzlei-
minister Erwin Huber die Ver-
antwortung trägt. 

Eigner sind verantwortlich

Für die Kommunen ist von
Bedeutung, dass die Betreuung
des Körperschaftswaldes künftig
„vorrangig von seinen Eignern“
durchgeführt werden muss. Das
neue Unternehmen „Bayerische
Staatsforste“ kann die Bewirt-
schaftung des Kommunalwaldes
nur noch „freiwillig und gegen
Entgelt“ übernehmen. 

Die nichtstaatlichen Waldbe-
sitzer „werden bei den sich ab-
zeichnenden Veränderungen der
Umwelt und den auftretenden
WaIdschutzproblemen nicht al-
lein gelassen“, versicherte der
Minister. Gestärkt würden durch
die Neuordnung die Eigenver-
antwortung und Zusammen-
schlüsse im Privat- bzw. Körper-
schaftswald. Aus der rein be-
triebsbezogenen Beratung werde
sich die Forstverwaltung zwar
schrittweise zurückziehen, den
Forstbetriebsgemeinschaften
werde man aber in einer Über-
gangszeit ca. 90 bis 100 Forstbe-
amte zur Seite stellen. Dem
Wald werde dadurch „keine Ver-
wahrlosung drohen“. 

Die Opposition blieb bei ihren

GZ Buchvorstellung
„Aus eigener Kraft - Bayern
kämpft für seinen Traum“

Was in der Realität als undenkbar gilt, besteht zumindest als
Vision in Buchform. Peter Fendt, studierter Betriebswirt, be-
schreibt in seinem Roman „Aus eigener Kraft - Bayern kämpft
für seinen Traum“ den Freistaat im Jahr 2007 bei der Loslö-
sung von der Bundesrepublik Deutschland. 

„Durch eine Volksabstim-
mung hat der Freistaat Bayern
seine staatliche Unabhängigkeit
erreicht und sich von der Bun-
desrepublik abgespalten. Sämtli-
che Gesetze wurden außer Kraft
gesetzt und durch neue, weniger
komplizierte Gesetze ersetzt.
Gesundheits- und Rentensystem
wurden durch radikale Refor-
men saniert. Infolge der durch-
geführten Maßnahmen kam es in
Bayern zu einer nie dagewese-
nen wirtschaftlichen Blütezeit,
während Restdeutschland ver-
fiel.“ So klingt es, wenn der Au-
tor zwar augenzwinkernd, aber
durchaus mit ernsten Absichten,
ein Zukunftsszenario des von
Deutschland abgespalteten Frei-
staats entwirft, in dem sich drin-
gend erforderliche Reformen
tatsächlich durchsetzen lassen.
Den Rahmen für Fendts Utopie
bildet ein Roman: Die Geschich-
te der ersten bayerischen Mini-
sterpräsidentin Almut Eisner-
Siegl und ihr Kampf für ein un-
abhängiges Bayern. 

Freilich ist in Fendts Fiktion
die Abspaltung Bayerns nicht
Selbstzweck. Vielmehr geht es

ihm um grundlegende Reformen
des Steuer-, Sozial-, Renten- und
Gesundheitssystems. So plädiert
er beispielsweise für eine Sen-
kung von Eingangs- und Spit-
zensteuersatz auf 15 bzw. 35
Prozent, die Reduktion der Steu-
ersätze auf drei einfache Klas-
sen, die Streichung der Ausnah-
meregelungen und die Ablösung
der Mehrwertsteuer durch eine
reine 20-prozentige Umsatzsteu-
er. Im Roman gelangt die bayeri-
sche Wirtschaft durch diese Re-
formen zu neuer Blüte, so dass
die Bundesregierung das „Baye-
rische Modell“ schließlich über-
nimmt. Damit ist Bayern so zu-
frieden, dass es nun doch über
einen Verbleib in der Bundesre-
publik nachdenkt. Ende gut, Al-
les gut.

„Aus eigener Kraft - Bayern
kämpft für seinen Traum“ ist
erschienen im Bauer Verlag in
Thalhofen/Stöttwang mit der
ISBN-Nr. 3-934509-64-9 und
kann im Buchhandel oder
beim Verlag bezogen werden.
Tel.: 08345-1601, eMail: in-
fo@verlag-bauer.de             DK

Bedenken, wie sie auch bei den
Kommunen bestehen und in ei-
ner Landtagsanhörung vorge-
bracht wurden. Heidi Lück
(SPD) vermisste eine überzeu-
gende Lösung im Sinne von
„Wald vor Wild“ und befürchtete
eine Entwicklung der Staatsfors-
ten zu reinen Holzfällungsunter-
nehmen. Insgesamt kündigte sie
Stimmenthaltung ihrer Fraktion
an. Die Grünen blieben beim
strikten Nein. Dr. Christian Ma-
gerl beanstandete u.a., dass die
Kommunen für ihren Wald keine
festen Zuschüsse mehr vom
Staat bekommen und die Revier-
förster nur in Ausnahmefällen in
der Bewirtschaftung helfen
könnten. Die von den Grünen
eingebrachten Alternativen zur
Gesetzesänderung wurden in-
dessen auch von der SPD nicht
unterstützt. 

Soziale Ökonomie
und Ökologie

Für die CSU vertrat Helmut
Brunner, der Vorsitzende des
Agrarausschusses, die Meinung,
die Gesetzesänderungen würden
der „sozialen Ökonomie und
Ökologie vollauf gerecht“. Er
verwies auf die zahlreichen Än-
derungen, die seine Fraktion in
den Ausschüssen an der Regie-
rungsvorlage vorgenommen ha-
be. Im gleichen Sinne äußerte
sich Berichterstatter Heinrich
Rudrof (CSU). rm

Bayerische Regierungspräsidenten tagten im Allgäu:

Verwaltungsreform und
Entbürokratisierung

Verwaltungsreform und Entbürokratisierung waren die The-
menschwerpunkte der diesjährigen Frühjahrstagung der
Bayerischen Regierungspräsidenten am 20. und 21. April in
Oberstdorf und Kempten. Neben anderen Punkten standen
auch die Feinstaubproblematik, interkommunale Zusammen-
arbeit und die Schulorganisation an den Hauptschulen auf der
Tagesordnung. Gastgeber der Tagung war Schwabens Regie-
rungspräsident Ludwig Schmid.

Die Verwaltungsreform bringt
wesentliche Veränderungen bei
staatlichen Behörden. Straßen-
bauämter und Hochbauämter
werden künftig als Staatliche
Bauämter zusammengeführt. 

Aus der Vereinigung von
Landwirtschaftsverwaltung und
Forstverwaltung entstehen Äm-
ter für Landwirtschaft und Fors-
ten. Die Bezirksregierungen
selbst sollen verschlankt und in
moderne regionale Service- und
Dienstleistungszentren umge-
baut werden. „Wir wollen unse-
re Kundenorientierung noch
verstärken,“„ so Regierungsprä-
sident Ludwig Schmid „und
durch Controlling und Kosten-
und Leistungs-Rechnung unsere
Effizienz laufend überprüfen. 

Die Regierungspräsidenten
haben sich auch für eine Ab-

schaffung von Mehrfachkontrol-
len ausgesprochen. In der Ge-
werbeaufsicht, die seit dem 1. 1.
2005 bei den Regierungen ange-
siedelt ist, wurde ein Kooperati-
onsvertrag mit den Berufsgenos-
senschaften geschlossen. Ziel ist
es, Doppelkontrollen und die da-
mit verbundene Belastung der
Betriebe zu vermeiden. 

Zu hoch ist nach Auffassung
der bayerischen Regierungs-
präsidenten die Kontrolldichte
bei EU-Förderungen, die einen
erheblichen Verwaltungsauf-
wand verursacht: Regierungs-
präsident Ludwig Schmid:
„Eine Vereinfachung hier wür-
de Unternehmen, Kommunen

und Verwaltung entlasten.“
Mit einem gezielten Aufga-

benabbau einhergehen sollen
nach Schmids Worten weitere
Rationalisierungsmaßnahmen
sowie eine Optimierung der Ar-
beitsabläufe. Insgesamt wollen
die Regierungen in den kom-
menden zehn Jahren 25 Prozent
ihres bisherigen Personals ein-
sparen (1.000 Stellen). Die
Sparsamkeit soll jedoch für
Kommunen, Wirtschaft und
Bürger keinesfalls mit Qua-
litätsverlusten verbunden sein.
Man habe der Tatsache Rech-
nung zu tragen, dass günstige
Rahmenbedingungen heute für
viele Investoren die wichtigsten
Standortfaktoren seien. 

In der interkommunalen Zu-
sammenarbeit sehen die Präsi-
denten großes Potenzial. Ob bei
Schulen, Industrieansiedlungen
oder Gewerbeflächenauswei-
sung würden Synergieeffekte zu
Kostenersparnis und Effizienz-
steigerung führen. 

Schmid verwies auch auf die
Hilfestellung der Regierungen
für Kommunen beim sog. „vor-
zeitigen Baubeginn“. Damit
können geplante Projekte ohne
Einbuße der Fördermittel zeitnah
in Angriff genommen werden. ?
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In den fiktiven (und wieder
einmal falschen!) Berech-
nungen des Bundes zur Ge-
genfinanzierung der ange-
dachten Steuerentlastungen
bei der Körperschaftssteuer
kam der Bundesfinanzminis-
ter auf die absurde Idee, den
Gemeinden Mehreinnahmen
von 1,8 Milliarden Euro zu-
rechnen zu können. 

Dieser Betrag sollte durch
eine einseitige Erhöhung der
Gewerbesteuerumlage in
Höhe von einer Milliarde
jährlich weitgehend ab-
geschöpft werden! Einsei-
tig deshalb, weil der Bund
die bisher hälf-
tig auf ihn und 
die Länder
verteilte Ge-
werbesteuer -
umlage in die-
sem Fall in voller Höhe kas-
sieren wollte.

Dankbar können wir sein,
dass die Staatsregierung, al-
len voran Ministerpräsident
Stoiber und Finanzminister
Faltlhauser, sich dagegen ve-
hement und erfolgreich zur
Wehr gesetzt haben. Seit den
Verlautbarungen vom 22.
April können wir darauf hof-
fen, dass der Bund diese Idee
nicht weiter verfolgt.

Auffällig in diesem Zusam-
menhang war allerdings,
dass die sonst so lautstark
gegen die angeblich die Ge-
meinden schädigende Spar-
politik der Staatsregierung
auftretenden Protestierer
ganz still waren. Während sie
landauf landab über die Ein-

bußen durch Sparbeschlüsse
der Staatsregierung klagen,
ist kein Wort über die Aus-
weitung des Finanzaus-
gleichs im Jahre 2005 zu
hören. Die reinen Landes-

leistungen im
F i n a n z a u s -
gleich sind er-
heblich ange-
stiegen, das ge-
samte Tableau

steigt um 3,3 % an. Dazu
kommt, dass der Freistaat die
Solidarumlage in drei Schrit-
ten übernimmt, so dass sie
2008 vollständig für die
bayerischen Gemeinden ver-
schwindet. 

Damit leistet der Staat in
diesem Jahr einen außeror-
dentlich kommunalfreundli-
chen Beitrag zur Finanzie-
rung der Haushalte von Städ-
ten, Gemeinden, Landkreisen
und Bezirken.

Auch das muss gesagt wer-
den dürfen.

KolumneGZ Luitpold Braun

Zuverlässiger
Partner der 
Kommunen

101. Deutscher Bädertag in Bad Wörishofen:

Dienstleistung und Qualität 
Bereits zum 3. Mal richtete Bad Wörishofen den Deutschen
Bädertag aus. Rund 200 Teilnehmer aus den Heilbädern zwi-
schen Ostsee und Alpen sowie Tourismus-Experten, Medizi-
ner und Politiker befassten sich mit „Naturheilverfahren in
Heilbädern und Kurorten“. Mit diesem Leitthema wurde in
der Geburtsstätte der Kneipp’schen Naturheilkunde Traditi-
on mit Moderne verknüpft.

Laut Bad Wörishofens erstem
Bürgermeister Klaus Holetschek
konnte seine Stadt in den vergan-
genen Jahren wieder wachsende
Gäste- und Übernachtungszah-
len verzeichnen. Dabei verlasse
sich die Kommune nicht mehr
nur allein auf „den Kurgast, der
über die Sozialversicherung
kommt“, sondern werbe mehr
denn je um den privaten Gast.

mehr Patienten nur bei Wider-
spruch eine ambulante offene
Badekur genehmigt erhalten“. 

Medical Wellness

Die geschätzten Fallzahlen be-
trügen für 2004 nur noch
113.000 Kuren - eine gigantische
Abnahme über die vergangenen
Jahre hinweg. Holetschek for-

mühen um Gesundheit und
Wohlbefinden. „Hier“, so Holet-
schek, „können wir uns im Ge-
sundheitsmarkt, der nach wie
vor ein großer Wachstumsmarkt
ist, positionieren.“

Volkswirtschaftlich 
große Bedeutung

Bad Füssings ehemaliger Bür-
germeister Franz Gnan, wieder-
gewählter Vizepräsident des
Deutschen und Präsident des
Bayerischen Heilbäderverban-
des, verwies auf die volkswirt-
schaftlich große Bedeutung von
Kuren. Es gelte als erwiesen,
dass man durch Kuren in der
Volkswirtschaft sparen kann. Es
sei hingegen falsch, an Kuren zu
sparen. Wissenschaftliche Unter-
suchungen hätten ergeben, „dass
man mit 50 Cent, die man für
Kuren ausgibt, 1,50 Euro an an-
derer Stelle im Gesundheitswe-
sen einsparen kann“, betonte
Gnan. Dies sei auch mittlerweile
in der Politik unbestritten.

Ortsgebundene Vorteile

Der Kurort der Zukunft sollte
sich seiner Stärken vor allen
Dingen im Hinblick auf das orts-
gebundene oder natürliche Heil-
mittel bewusst sein: „Unsere
nicht so verlässliche Wetterlage
in Deutschland kann durch ein
Plus an Qualität, an Leistung, an
Service ausgeglichen werden
und so zum wahren Wohlbefin-
den des Gastes beitragen“, fuhr
Gnan fort. Sicher sei auch, dass
es künftig keine neue Kur gebe.
Jedoch sollte sie sich an den

Bayerischer Volkshochschulverband:

Speerspitze für 
Bildungs-Innovationen

59. Landestagung in Aschaffenburg 

„Erwachsenenbildung leistet gesellschaftliche Integration,
Qualifikation und Persönlichkeitsbildung“, betonte Karl Frel-
ler, Staatssekretär im Bayerischen Kultusministerium, auf der
59. Landestagung des Bayerischen Volkshochschulverbandes
in Aschaffenburg. Vor rund 200 Festgästen verwies er darauf,
dass Erwachsenenbildung umfassend sei und nicht auf eine ih-
rer zahlreichen Aufgaben reduziert werden dürfe. 

Ausdrücklich wandte sich
Freller gegen frühere Versuche,
Erwachsenenbildung auf beruf-
lich verwertbare Angebote zu
reduzieren: „Es gibt viele gute
Gründe, sich auch im nichtbe-
ruflichen Bereich weiterzubil-
den.“ Dem bvv machte er das
Kompliment, „Speerspitze für
Innovationen im Bereich der
allgemeinen Erwachsenenbil-
dung“ zu sein und verwies auf
das sozial-integrative Lernen
z.B. in den bayernweiten Ange-
boten „Mama lernt Deutsch“.

„Die Vision eines umfassend
gebildeten Menschen und einer
Gesellschaft mit einer sozialen
und partnerschaftlichen Leis-

tungs- und Erfolgskultur“ ent-
warf der Präsident des Bayeri-
schen Volkshochschulverban-
des, Josef Deimer. 

Marktwirtschaftliche
Instrumentarien anwenden

Die Erfüllung dieser Idee ge-
linge nur in Zusammenarbeit
zwischen Politik, Gesellschaft
und Bildung. Deimer, seit 1979
an der Spitze des bvv, unter-
strich: „Es ist klar, dass Mana-
gementwissen und Haushaltssa-
nierungsdruck bildungspoliti-
sche Ziele und Visionen nicht
ersetzen können und auch nicht
dürfen.“ Wohl aber könnten Bil-

dungseinrichtungen marktwirt-
schaftliche Instrumentarien wie
Marketing und Qualitätsmana-
gement erfolgreich anwenden.
Der Bayerische Volkshoch-
schulverband zeigt dies seit
Einführung seines Marketing-
Konzeptes im Jahre 1998. 

Bildungseinrichtungen wer-
den sich in Zukunft verstärkt an
klar definierten Qualitätsstan-
dards messen lassen müssen.
Die bayerischen Volkshoch-
schulen sind für diese Heraus-
forderung gut gewappnet. Rund
hundert von ihnen haben ein
Qualitätsmanagement-System
nach dem Modell der European
Foundation for Quality Mana-
gement (EFQM) eingeführt,
darunter so große Einrichtungen
wie München und Nürnberg.
Damit ist die Qualität von drei
Viertel des vhs-Angebotes in
Bayern durch ein international
anerkanntes System gesichert -
eine Leistung, die bundesweit
einzigartig ist. 

Ziele überprüfen

Zum Marketing-Konzept des
Bayerischen Volkshochschulver-
bandes gehören die Verabschie-
dung von Verbandszielen und
die regelmäßige Überprüfung ih-
rer Erfüllung durch professionel-
le Marktforschung. Eine Befra-
gung in diesem Frühjahr ergab,
dass bereits sechs der zehn Ver-
bandsziele aus dem bis 2008 lau-
fenden Zielkatalog vorzeitig er-
füllt sind. So sind schon heute 95
Prozent der vhs-Kunden und
Kundinnen mit der Qualität der
Veranstaltungen zufrieden. 85
Prozent empfinden die Volks-
hochschule als kundenfreundlich
und kompetent. DK

wechselnden Ansprüchen der
Gesellschaft orientieren und als
Vorreiter in der Gesundheit so-
wie der Prävention Maßstäbe
setzen.

Sozialministerin Christa Ste-
wens zufolge tragen die bewähr-
ten Leistungen der Kurorte und
Heilbäder dazu bei, Gesundheit,
Lebensqualität, Selbstbestim-
mung und Beschäftigungsfähig-
keit altersgerecht zu erhalten und
zu stärken. Kureinrichtungen be-
trieben damit Prävention und
Gesundheitsförderung im besten
Sinne. Diese erforderten zwin-
gend die Bereitschaft des Einzel-
nen, etwas für die eigene Ge-
sundheit und das persönliche
Wohlbefinden zu unternehmen.
„Diese Bereitschaft nimmt kon-
tinuierlich zu, immer mehr Men-
schen sehen die Notwendigkeit,
die eigene Lebensführung zu
verändern, um auch im Alter ge-
sund und aktiv zu bleiben. Im-
mer mehr Menschen sind bereit,
hierfür ein finanzielles Opfer zu
erbringen. Kurorte und Heilbä-
der haben die Chancen, die sich
hieraus für sie ergeben, längst er-
kannt und verlassen sich nicht
mehr nur auf den Bereich der
von der Sozialversicherung fi-
nanzierten Leistungen. So steht
Wellness nicht vorrangig als Sy-
nonym für Luxus, Anti-Aging
oder Schönheitswahn, sondern
leistet einen wichtigen Beitrag
zur Stärkung der Prävention mit
dem Ziel, die Risiken gerade der
großen Volkskrankheiten zu ver-
mindern“, so Stewens.

Angebot an Wünschen 
der Gäste orientieren

Die Qualität der Kureinrich-
tungen sei unbestritten. Diese
Qualität stelle eine gute Startpo-
sition für den sich verstärkenden
Wettbewerb mit ausländischen
Anbietern dar: Nach der seit 1.
Januar 2004 geltenden Gesetzes-
lage können Krankenkassen
auch mit Leistungserbringern
aus EU-Ländern Verträge ab-
schließen. Aber auch im Well-
ness-Bereich werde es für An-
bieter immer wichtiger, im zu-
nehmenden nationalen und inter-
nationalen Wettbewerb ihre
Qualität unter Beweis zu stellen,
betonte die Ministerin. Stewens:
„Alle Indikatoren lassen erwar-
ten, dass die Nachfrage nach
Wellness-Leistungen in den
kommenden Jahren weiter mas-

Zusammenarbeit bekräftigt: Karl Heinz Eisfeld, 1. Vorsitzender
des Bayerischen Volkshochschulverbandes (Mitte) mit Staatsse-
kretär Karl Freller (r.) und bvv-Präsident Josef Deimer.           ?

Begriffe wie Dienstleistung und
Qualität stünden im Mittelpunkt.
Dabei scheue Bad Wörishofen
den Wettbewerb nicht, „auch
wenn wir wissen, dass gerade
die osteuropäische Konkurrenz
mit ihrer großen Bädertradition
sehr stark auf den Markt drängt“,
erläuterte Holetschek.

Der Rathauschef prangerte
den Umstand an, „dass immer

derte die Verantwortlichen auf,
„dafür zu kämpfen, dass die Kur
nicht untergeht“. Er zeigte sich
überzeugt, dass der Trend Well-
ness wieder zurückgeht und die
medizinische Kompetenz mehr
in den Vordergrund tritt“. Das
neue Zauberwort heiße „Medical
Wellness“, sprich das medizi-
nisch therapeutisch geleitete und
wissenschaftlich fundierte Be-

siv ansteigen wird. Wenn es den
Kurorten und Heilbädern ge-
lingt, auch in Zukunft ihr Ange-
bot konsequent an den Wün-
schen und Bedürfnissen ihrer
Kunden auszurichten und gleich-
zeitig nachweisbare Qualität zu
bieten, dann werden sie von die-
sem Trend auch weiterhin profi-
tieren und brauchen die interna-
tionale Konkurrenz nicht zu
fürchten.“ DK

Kommunalpolitische Tagung des LBE:

Innenstädte kämpfen
ums Überleben

Vielfalt Voraussetzung für lebendige Innenstädte
Angesichts des fortschreitenden Leerstands und der Verö-
dungsgefahr unserer Innenstädte und Ortszentren haben Han-
del und Kommunen zu koordinierten Maßnahmen aufgerufen.
Dies ist das Ergebnis der 5. Kommunalpolitischen Tagung des
Landesverbandes des Bayerischen Einzelhandels (LBE) in 
Seeon. LBE-Vorsitzender Michael Krines: „Vielerorts kämp-
fen die Innenstädte ums Überleben. Wir können die aktuellen
Herausforderungen nur dann meistern, wenn Politik, Handel,
Bürgerschaft und Vermieter an einem Strang ziehen.“

Die Kommunalpolitische Ta-
gung des LBE stand in diesem
Jahr unter dem Motto „Kommu-
nalpolitik und Handel - fit für
die Zukunft“. Dabei machte
Krines vor den über 130 Vertre-
tern von Handel und Kommu-
nen deutlich, dass auch in den
bayerischen Innenstädten die
Folgen des anhaltenden Trends
zur Großflächigkeit, des Ver-
drängungswettbewerbs im Ein-
zelhandel und der Konsumun-
lust der Verbraucher zu spüren
und zu sehen sind. „Bundesweit
stehen etwa zehn Prozent der
Einzelhandelsflächen leer. Viele
Kommunen klagen über zum
Teil dramatisch sinkende Besu-
cherfrequenzen. Auch in Bay-
ern geht der Leerstands-Bazil-
lus um.“ 

Für den Einzelhandel zählt
der Kaufkraftverlust der Innen-
städte und Ortskerne nach der

derzeitigen Kaufzurückhaltung
der Kunden zu den dringends-
ten Problemen. Besorgniserre-
gend ist laut Krines, dass immer
mehr kleine, inhabergeführte
Geschäfte aufgeben. Gerade das
Sterben dieser Geschäfte ge-
fährde den Branchenmix. „Da-
bei wissen wir alle, dass ein
konkurrenzfähiges und vielfälti-
ges Warenangebot zu den
Grundvoraussetzungen einer le-
bendigen und attraktiven Innen-
stadt zählt.“ 

Partnerschaft

Auch die Vizepräsidentin
der Regierung von Oberbay-
ern, Heidrun Piwernetz, wür-
digte in ihrer Rede die beson-
dere Partnerschaft zwischen
Stadt und Handel. Zu einer le -
bendigen Innenstadt gehöre
neben Dienstleistungen und

Gastronomie auch ein attrakti -
ves und abwechslungsreiches
Warenangebot.

LBE-Hauptgeschäftsführer
Günter Gross machte deutlich,
dass die Partnerschaft zwischen
Stadt und Handel derzeit
schweren Belastungen ausge-
setzt ist. Denn trotz Kauf-
zurückhaltung und sinkender
Umsätze im Einzelhandel sei
das Flächenwachstum weiterhin
ungebremst. Gross: „Eine Folge
dieses massiven Flächenwachs-
tums ist die spürbare Verschär-
fung der Konkurrenz und ein
beispielloser Verdrängungs-
wettbewerb. Durch Geschäfts-
aufgaben gerade des mittelstän-
dischen Einzelhandels droht je-
doch ein Ausbluten unserer In-
nenstädte und Ortskerne.“ 

Blick auf die Nachbarn

Mit Blick auf die rigorose Be-
triebsansiedlungspolitik in Ös-
terreich appellierte Gross an die
Kommunalpolitik auf bayeri-
scher Seite nicht die gleichen
Fehler zu machen.  „Die üppige
Ausweisung von Gewerbe-
flächen auf der grünen Wiese ist
der vollkommen falsche Weg.
Wer ungezügelt Einzelhandels-
großprojekte an peripheren
Standorten genehmigt, wird
zum Totengräber unserer Innen-
städte.“

Absage an City-Maut

Mit Blick auf die aktuelle
Feinstaub-Diskussion warnte
der Hauptgeschäftsführer „vor
blindem Aktionismus.“

Straßensperrungen oder ei-
ner City-Maut erteilte er eine
klare Absage. „Das wäre das
Ende für den innerstädtischen
Einzelhandel. Dann fahren die
Kunden direkt in die Einkaufs-
märkte auf der grünen Wiese.
Da gibt es keinen Wegezoll.
Und außerdem jede Menge
Parkplätze und diese auch
noch kostenlos.“ ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
den Bund als auch das Verhalten
der Länder lassen die Befürch-
tung aufkommen, dass die ver-
sprochene Entlastung der Kom-
munen gefährdet ist. Es kann
nicht sein, dass manchen Län-
dern oder Kreisen Geld bleibt,
andere dagegen aber kräftig
draufzahlen müssen“, stellte der
Erste Vizepräsident des DStGB,
Bürgermeister Roland Schäfer
aus Bergkamen, fest. 

Nach den Ergebnissen des Ver-
mittlungsverfahrens hatte sich der
Bund verpflichtet, 29,1 Prozent
der Kosten der Unterkunft zu tra-
gen, die Länder sollten ihre Ent-
lastungen durch den Wegfall der
Wohngeldzahlungen an die
Kommunen weiterleiten. Im Re-
visionsverfahren will der Bund
seinen Anteil auf 7,3 Prozent
zurückschrauben. Das würde be-
deuten, dass der Bundesanteil
von 3,2 Mrd. Euro auf 810 Mil-
lionen Euro zurückgehen würde. 

Unsichere Zahlenbasis

Der DStGB wirft dem Bun-
desministerium für Wirtschaft
und Arbeit vor, sich auf der Basis
einer unvollständigen und höchst
unsicheren Zahlenbasis entlasten
zu wollen. Gleichzeitig scheinen
die Länder einen Teil ihrer Ein-
sparungen durch die Zusammen-
führung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe für sich behalten zu
wollen, um eigene Haushalts-
löcher zu stopfen. Der Bund ha-
be immer wieder betont, 1,5
Mrd. Euro der Einsparungen
müssten für den Ausbau der Kin-
dertagesbetreuung verwendet
werden. Komme es nicht zu den
Entlastungen, sei selbstverständ-
lich auch die Geschäftsgrundlage
für den Ausbau der Tagesbetreu-
ung entfallen. 

Mit großer Sorge beobachtet
der DStGB auch regionale Ver-
werfungen bei den Be- und Ent-
lastungen durch die Hartz IV-Re-
fom. Es sei allen klar gewesen,
dass mit der Hartz IV-Reform
keine gleichmäßige Entlastung

der Kommunen erreicht werden
könne. Gleichwohl dürfe es
nicht einseitige Verlierer geben. 

Große Sorgen bei Hartz IV

Der DStGB hat im laufenden
Gesetzgebungsverfahren die
Kommunalisierung des neuen
Leistungsrechts abgelehnt und
stattdessen die Kooperation von
Arbeitsverwaltung und Kommu-
nen auf gleicher Augenhöhe ein-
gefordert. Mit großer Sorge sieht
der Städte- und Gemeindebund
die zentralistischen Vorgaben der
Bundesagentur für Arbeit für die
Arbeitsgemeinschaften. Für die
Arbeitsverwaltungen bedeuteten
diese Vorgaben faktisch Weisun-
gen mit der Folge, dass in den
Arbeitsgemeinschaften regiona-
le Besonderheiten keine Berück-
sichtigung finden. „Für die ört-
liche Umsetzung sollten aus-
schließlich die vertraglichen Re-
gelungen zwischen den Verein-
barungspartnern maßgeblich
sein“, erklärte Schäfer. Den
Handlungsempfehlungen der
BA dürfe keinerlei Weisung-
scharakter zukommen.

Postgrundversorgung 

Gesetzliche Schritte sollen ge-
gen die anhaltende Schließung
von Postfilialen unternommen
werden. „Die Städte und Ge-
meinden brauchen die Post vor
Ort“, so Schäfer. Er forderte
die Bundesregierung auf, die
geltende Post-Universaldienst-
leistungsverordnung zu ver-
schärfen. Die derzeitigen Rege-
lungen reichten nicht aus, eine
angemessene Versorgung ländli-
cher Gebiete mit Postdienstleis-
tungen sicherzustellen. Zwar ha-
be die Post zugesagt, die an-
gekündigten Filialschließungen
zu überprüfen, die notwendige
Planungssicherheit sei aber nicht
gegeben. 

Der DStGB hält es für zwin-
gend notwendig, in allen Ge-
meinden mit mehr als 1.000 Ein-
wohnern sowie in jedem Land-

kreis mit einer Fläche von 40 qm
eine Postfiliale zu unterhalten.
Gegenwärtig sieht die Post-Uni-
versaldienstleistungsverordnung
als Obergrenze 2.000 Einwohner
und 80 qm vor. Dies führe zu ei-
ner schleichenden Ausdünnung
der Postgrundversorgung. So ist
die Zahl der Postfilialen seit
1997 bis Ende vergangenen Jah-
res von 15.331 auf 13.019
zurückgegangen. Betroffen sind
vor allem ländliche Gemeinden.
Zusammen mit dem Abbau von
Briefkästen und der Verschlech-
terung für Konditionen für Pos-
tagenturen bedeutet dies eine
dramatische Benachteiligung
des ländlichen Raums. „Da die
Post seit Jahren die Proteste der
Städte und Gemeinden gegen die

Mautflucht stoppen ...

(Fortsetzung von Seite 1)
gen. Der jährliche Anstieg liege
bei 260 Millionen oder über 6
Prozent. Neu kämen in diesem
Jahr Belastungen von rund 290
Millionen Euro durch „Hartz
IV“ und die Grundsicherung hin-
zu. Die Ausgaben für die Ein-
gliederungshilfe der bayerischen
Bezirke seien zwischen 1995
und 2002 von 890 Millionen Eu-
ro auf 1,4 Milliarden Euro ange-
stiegen. Bei den von den Ge-
meinden und Landkreisen über
die Bezirksumlage mit zu finan-
zierenden Pflegeleistungen der
Bezirke betrage der Kostenan-
stieg jährlich 6 Prozent. Hinzu
kämen noch die großen Finanz-
probleme bei der Krankenhausfi-
nanzierung. Der Bund habe seit
Jahren die Einnahmen bzw. Lei-
stungsentgelte gedeckelt. Auf
der Ausgabenseite müssten aber
die Lohnsteigerungen jährlich
bezahlt werden.

Resolution

Trotz der Verbesserung beim
kommunalen Finanzausgleich
und der erfreulichen Einnahmen-
verbesserung im Bereich der Ge-
werbesteuer bestehe überhaupt
keine Aussicht, dass sie sich aus
eigener Kraft wieder daraus be-
freien könnten. Im Landkreis
Cham könnten 2005 über 50
Prozent der Städte und Gemein-
den keinen ausgeglichenen
Haushalt zur rechtsaufsichtli-
chen Genehmigung vorlegen.
Die Folge sei, dass die Kommu-
nen so wenig investieren wie
noch nie. Dem Großteil der
Kommunen fehlten sogar die
Gelder für den Unterhalt der
Schulen, der Straßen oder 

gar von Freizeiteinrichtungen.
In einer Resolution werden

folgende Forderungen genannt:
? Ein eigenes Leistungsgesetz
im Bereich der Eingliederungs-
hilfe für Menschen mit Behinde-
rung, das die Lasten neu auf
Bund, Länder und Kommunen
verteilt.
? Ein Kommunales Entla-
stungsgesetz auf Bundesebene,
so wie es der Freistaat Bayern
bereits im Bundesrat eingebracht
hat. Danach sollen die Lei-
stungsgesetze der Leistungs-
fähigkeit der öffentlichen Haus-
halte angepasst werden und ver-
mögende Erziehungsberechtigte
an den Kosten von Jugendhilfe-
maßnahmen beteiligt werden.
? Die vom Bundeskanzler zu-
gesagte und längst überfällige
Gemeindefinanzreform mit dem
Ziel einer Einnahmenverbesse-
rung der Kommunen schnellst-
möglichst zu verabschieden.
? Weitergabe der gesamten Ent-
lastung der Länder aus Ein-
sparungen durch Hartz IV an die
Kommunen. 
? Einführung des strikten Kon-
nexitätsprinzips, wenn der Bund
Leistungen direkt den Kommu-
nen zuordnet.

Ein ausgeglichener Staats-
haushalt sei aus der Verantwor-
tung für künftige Generationen
sicher begründet und mittelfri-
stig der richtige Weg. Aber auch
die Kommunen müssten durch
eine verbesserte Finanzausstat-
tung die Chance erhalten, einen
ausgeglichenen Haushalt zu be-
schließen. Sie bräuchten die dau-
ernde finanzielle Leistungskraft,
um neben der Erfüllung ihrer
Pflichtaufgaben auch noch inve-
stieren zu können. ?

(Fortsetzung von Seite 1)
wändigen Verfahren inklusive
Mahnung und Vollstreckung bei-
zutreiben. Sie müssen Anträge
auf Befreiung bearbeiten, Voll-
streckungshindernisse überprü-
fen und sich notfalls mit Wider-
spruchsverfahren und Klagen
vor Gericht herumschlagen. Das
Kultusministerium selbst rechnet
mit 300.000 Befreiungsanträgen
pro Jahr. Die Kosten für den ent-
stehenden Verwaltungsaufwand
liegen vielfach höher als das
Büchergeld. Darüber hinaus
stellt sich Schaidinger zufolge
die Frage, ob dieser „Verwal-
tungszirkus“ noch mit dem
Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit zu vereinbaren ist. 

Mahnung an den Freistaat

Für den Fall, dass das Bücher-
geld nicht zu verhindern sein
sollte, richtet Schaidinger eine
deutliche Mahnung an den Frei-
staat Bayern: „Wenn sich der
Freistaat Bayern mit dem Ge-
setzentwurf schon in Höhe von
jährlich rund 15,2 Mio. Euro ent-
lastet, dann muss er zumindest
den Kommunen die entstehen-
den Mehrkosten in vollem Um-
fang ersetzen.“ Die Städte legen
dabei großen Wert auf die strikte
Einhaltung des Konnexitätsprin-
zips. Grund für diese Forderung
ist, dass das Kultusministerium
für die Kommunen eine Ein-
sparung von rund 2 Mio. Euro
prognostiziert, die kommunalen
Spitzenverbände dagegen mit
Mehrbelastungen in mindestens
dieser Höhe rechnen. Schaidin-
ger: „Wir werden es nicht hin-
nehmen, wenn uns Mehrkosten
entstehen“. 

Wirklichkeitsfremd

Zum Konnexitätsprinzip ge-
hören nach Auffassung des Städ-
tetags eine objektive Ermittlung
der tatsächlichen Kosten und ein
gerechter Maßstab bei der Ver-
teilung der Staatszuschüsse für
die Befreiungstatbestände. Der

(Fortsetzung von Seite 1)
hende Ehegattensplitting durch
ein „Familiensplitting“ ersetzt
werden. Dabei sollen nach Vor-
stellung der Freien Wähler zwei
Kinder wie ein Erwachsener ge-
zählt und das zu versteuernde
Einkommen auf die entspre-
chende Zahl der Familienmit-
glieder aufgeteilt werden. Sinn-
voll sei auch die Einführung ei-
ner Family-Card. Damit sollen
Familien mit zwei oder mehr
Kindern Vergünstigungen bei
Einkäufen (zum Beispiel von
Lebensmitteln oder Bekleidung),
aber auch bei Eintritten und
Fahrpreisen gewährt werden.

Durchgängiges 
Betreuungsnetz

Die Freien Wähler setzen sich
zudem für ein durchgängiges
Betreuungsnetz ein, das eine Be-
treuung der Kinder von Klein
auf gewährleistet. Dieses um-
fasst Kinderkrippen für Kinder
von 0 bis 3 Jahren, Kindergärten
für Kinder bis 5 Jahre einschließ-
lich eines Vorschuljahres als
Pflichtjahr für alle Kinder sowie
Ganztagsschulangebote an allen
Schularten. An den Hauptschu-
len müsse dies sofort umgesetzt
werden, an den anderen Schul-
zweigen sobald als möglich. Die
Entgelte sollen nach der Zahl der
Kinder gestaffelt sein: Je mehr
Kinder in einer Familie, desto
weniger müssen die Eltern pro
Kind bezahlen. 

„Um die genannten Maßnah-
men zu finanzieren, sind alle ge-
fordert: Bund, Länder, Kreise,
Städte und Gemeinden, die Wirt-
schaft, jeder von uns“, so Lan-

Fünf Minuten nach ...

Schließung von Poststellen igno-
riert oder nur in Einzelfällen
handelt, ist jetzt die Bundesre-
gierung gefordert, die Versor-
gung gesetzlich sicherzustellen“,
sagte der Vizepräsident. 

Milliardengewinn einsetzen

Darüber hinaus hat der
DStGB die Bundesregierung
zum Handeln in der Aktionärs-
versammlung der Post aufgeru-
fen. Die Bundesregierung müs-
se ernsthaft erwägen, einen Teil
des Milliardengewinns für den
Erhalt von Postagenturen ein-
zusetzen, bemerkte Schäfer.
Denkbar sei, 100 Mio. Euro aus
dem Bilanzgewinn der Deut-
schen Post in Höhe von 1,3
Mrd. Euro dafür zu verwenden,
das vorhandene Netz der Post-
agenturen auszubauen und zu
verbessern. DK

Gesetzentwurf enthalte demge-
genüber nicht nur eine Reihe
wirklichkeitsfremder Annah-
men, sondern übergehe auch,
dass Verwaltungsaufwand und
Befreiungsquoten in Kommunen
verschiedener Größenordnung
unterschiedlich hoch sind. So
stellt der Gesetzentwurf auf
1450 „kommunale Verwaltungs-
stellen“ mit einer fiktiven Durch-
schnittszahl von 1170 Schülern
sowie einer durchschnittlichen
Befreiungsquote von 18 Prozent
ab. In vielen Städten und Kreisen
sei die Schülerzahl allerdings um
ein Vielfaches höher und auch
die Ausfallquote dürfte realisti-
scher Weise zwischen 20 und 30
Prozent liegen. Schaidinger:
„Ein gerechter Kostenausgleich
muss den unterschiedlichen Ver-
hältnissen Rechnung tragen, an-
statt Ungerechtigkeiten erst her-
vorzurufen.“ 

Darüber hinaus erwartet der
Bayerische Städtetag eine grund-
legende Reform der Bezirke.
„Wir können die Jahr für Jahr
steigende Bezirksumlage nicht
mehr aufbringen“, so der Ver-
bandsvorsitzende. Obwohl den
Bezirken bei den letztjährigen
Finanzausgleichsverhandlungen
mit Einverständnis der anderen
kommunalen Ebenen mehr Geld
zugesprochen worden sei, wur-
den die Umlagen zum Teil über
zwei Prozentpunkte erhöht.
Schaidinger zufolge wurde da-
mit die Geschäftsgrundlage ver-
lassen. Deshalb müssten Aufga-
ben der Bezirke zumindest teil-
weise auf Staat, Städte und
Landkreise verlagert werden. 

Aufgaben anders erledigen

Nach Meinung des Städtetags-
chefs besteht Einigkeit, dass die
Aufgaben der Bezirke auch an-
ders erledigt werden können. Al-
lerdings gab es für die finanzielle
Ausgleichsfunktion der Bezirke
bisher keine Alternative. Nun-
mehr müsse darüber nachge-
dacht werden, wie der Ausgleich
zwischen den unterschiedlich

desvorsitzender Armin Grein.
Gelinge es, die Geburtenrate zu
steigern und damit die Bevölke-
rung stabil zu halten, sei bereits
ein Teil der Gegenfinanzierung
gesichert. Denn Kinder stellten
einen Wirtschaftsfaktor dar: Je
mehr Kinder, desto größer die
Nachfrage.

Mehrwertsteuersatz 
moderat erhöhen

Geht es nach den Plänen der
Freien Wähler, soll der Mehr-
wertsteuersatz moderat erhöht
werden; um die Familien zu ent-
lasten, solle der ermäßigte Steu-
ersatz nach familienfreundlichen
Gesichtspunkten überprüft und
auf den gesamten täglichen Be-
darf ausgedehnt werden. Abga-
benerhöhungen werden zwar
nicht zu vermeiden sein, „aber
sie sind familienfreundlich vor-
zunehmen - wer keine Kinder
hat, bezahlt mehr“.

Konjunkturbelebung

Landesvorsitzender Armin
Grein: „Es ist klar, dass diese
Maßnahmen Geld kosten, aber
Familienpolitik ist nicht zuletzt
auch Wirtschaftspolitik und
Konjunkturbelebung. Am wich-
tigsten ist jedoch eine Änderung
in den Köpfen: Familie muss
wieder ein Wert an sich sein,
Kinder dürfen nicht als Unru-
hefaktoren gesehen werden, und
eine Frau, die „trotz“ Kinder im
Beruf steht, darf nicht als „Ra-
benmutter“ gesehen werden,
sondern verdient die gleiche
Wertschätzung wie der beruf-
stätige Mann.“ DK

belasteten Kommunen sicherge-
stellt werden kann. 

Der Vorschlag von Minister-
präsident Dr. Edmund Stoiber,
die Hilfe zur Pflege bei den
kreisfreien Städten und Land-
kreisen anzusiedeln, erscheint
dem Städtetag diskussionswür-
dig. Allerdings müssten die dann
auf die Städte und Landkreise
zukommenden Kosten gerecht
verteilt werden. Die Kommunen
könnten nur dann neue Aufga-
ben übernehmen, wenn sie dafür
einen an den tatsächlichen Be-
lastungen orientierten finanziel-
len Ausgleich erhalten. 

Ein besonderer finanzieller
Ausgleich zwischen den betei-
ligten Kommunen sei notwen-
dig, weil sie unterschiedlich be-
lastet sind, zum Beispiel im Be-
reich der Pflegekosten. 

Expertenarbeitsgruppe

Der Bayerische Städtetag hat
eine Expertenarbeitsgruppe be-
auftragt, neben dem Ersatz der
Bezirksumlagen durch eine
Neuaufteilung der Sozialaufga-
ben der Bezirke auch einen trag-
baren finanziellen Ausgleichs-
mechanismus für Kostenver-
schiebungen zwischen den örtli-
chen Trägern zu finden. Der Ver-
band wird versuchen, bis zu den
Gesprächen über den kommuna-
len Finanzausgleich 2006 einen
ersten Vorschlag vorzulegen. 

Hartz IV: Ziel verfehlt

Als dramatisch bezeichnete
Schaidinger wiederum die Situa-

St. Bürokratius ...

Ja zur Familie ...

tion beim Vollzug von Hartz IV.
Aufgrund der unerwartet hohen
Zahl an Leistungsanträgen sei es
mangels Zeit kaum noch mög-
lich, neue Arbeitsplätze zu ver-
mitteln. Damit aber werde das
Ziel von Hartz IV eindeutig ver-
fehlt. Schaidinger plädierte
dafür, mehr finanzielle Mittel für
zusätzliches Personal zur Verfü-
gung zu stellen. Zwar sei er im-
mer Anhänger von Hartz IV ge-
wesen, beteuerte der Vorsitzen-
de, doch komme er angesichts
der momentanen Entwicklung
doch „ins Wanken“.     

Purer Aktionismus 
statt Aktionspläne 

Stichwort Feinstaubbelastung:
Dass alle Luftreinhaltepläne fort-
geschrieben werden sollen, wer-
tete Schaidinger zunächst als be-
grüßenswert. Doch gibt es nach
seiner Beobachtung statt erfor-
derlicher Aktionspläne nur puren
Aktionismus. Die Luftreinhalte-
pläne der Bezirksregierungen
hätten sich sehr „allgemeinkon-
kret“ gelesen. Falsch sei es, sich
jetzt auf monokausale Erklä-
rungsversuche und Reaktionen
zurückzuziehen. Es müsse eine
ausreichende Rechtsgrundlage
geschaffen werden. Grundsätz-
lich dürften die Städte nicht an
den Pranger gestellt werden,
handle es sich doch um ein Pro-
blem, das über die Stadtgrenzen
hinausgehe. Freilich werden
auch die Städte ihren spezifi-
schen Beitrag zur Behebung des
Problems leisten müssen, räumte
Schaidinger ein. DK

Hölzleins Konter 
„Falsche Aussagen“ hat der Präsident des Verbandes der

bayerischen Bezirke, Manfred Hölzlein, Städtetagschef Hans
Schaidinger vorgehalten. Dieser wolle mit unwahren Behaup-
tungen Stimmung erzeugen. Schaidinger fordere zwar, die Auf-
gaben der Bezirke auf Staat, Landkreise und Gemeinden zu ver-
lagern, lehne gleichzeitig aber die daraus den Kommunen er-
wachsenden Mehrkosten rigoros ab. Weder der Städtetag noch
die anderen Kommunalverbände hätten bislang sinnvolle und
praktische Vorschläge auf den Tisch gelegt, erklärte Hölzlein.
Außerdem habe er, Hölzlein, zu keiner Zeit eine Zusage der Be-
zirke gegeben, die Bezirksumlagen nicht zu erhöhen.            DK

Herrmanns Antwort 
Zweierlei Maß scheint der Bayerische Städtetag nach Ansicht

des Vorsitzenden der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, 
Joachim Herrmann, anzusetzen, wenn er sich über die Verwal-
tungskosten der Kommunen beklagt. Herrmann kann deshalb die
jüngsten Äußerungen von Städtetagschef Schaidinger zum The-
ma Büchergeld nicht ganz ernst nehmen: „Die Städte scheinen
kein großes Problem mit den Verwaltungskosten zu haben, wenn
es darum geht, einem Verkehrssünder 20 Euro fürs Falschparken
abzunehmen. Ist es tatsächlich schwieriger, von braven Schülern
und Eltern 40 Euro im Jahr für gute Schulbücher einzutreiben?“

Wenn der Städtetag im Gesetzentwurf für das Büchergeld
wirklich ernsthaft „ein bürokratisches Monster“ entdeckt haben
will, dann müsste sich der Städtetag bereits wie im bürokrati-
schen Jurassic Park fühlen, meint Herrmann. „Hunderttausende
von Verwarnungsgeldern treiben die Kommunen mit der kom-
munalen Verkehrsüberwachung ein. Ich habe noch von keinem
bayerischen Bürgermeister gehört, dass sich das nicht lohnen
würde.“ Der Fraktionsvorsitzende forderte den Städtetag auf, zu
einer sachlichen Diskussion zurückzukehren. Es sei unbestreit-
bar, dass sich für Kommunen durch die Neuregelung des Bücher-
geldes insgesamt deutliche Einsparungen ergeben würden.    DK
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Bayerische Landesbank 
wieder in gutem Fahrwasser

Geschäftliche Neuausrichtung bringt eines der bisher besten Betriebsergebnisse

Die Bayerische Landesbank (BayernLB), die je zur Hälfte den
bayerischen Sparkassen und dem Freistaat Bayern gehört, hat ih-
re 2002 begonnene Neuausrichtung des Konzerns („Transforma-
tionsprozess“) erfolgreich mit einem „Turnaround“ fortgesetzt
und dennoch eines der besten Betriebsergebnisse seit ihrem Be-
stehen erreicht. Weil am 18. Juli 2005 auf EU-Druck die Staats-
haftung für die Landesbanken entfällt, wird die BayernLB in die-
sem und im nächsten Jahr eine Barkapitalerhöhung in zwei
Schritten um insgesamt 640 Mio. Euro vornehmen, an der sich
Freistaat und Sparkassen je zur Hälfte beteiligen. Außerdem wird
sie zusätzlich zum bestehenden deutschlandweiten Haftungsver-
bund der S-Finanzgruppe (Landesbanken, Sparkassen, Landes-
bausparkassen, öffentlich-rechtliche Versicherer) zusammen mit
den bayerischen Sparkassen einen regionalen bayerischen Haf-
tungsfonds mit einem Volumen von 1 Mrd. Euro bilden.

Ziel für 2005 bleibt die Stabili-
sierung des Gesamtergebnisses
durch Stärkung der Reserven und
der Liquidität sowie Reduzierung
der Risiken. Grundlage dazu soll
auch der Ausbau des Privatkun-
dengeschäftes sein. Fusionen
zwischen Landesbanken und 
Privatbanken oder Genossen-
schaftsbanken „stehen nicht zur
Diskussion“, sagte Werner
Schmidt, Vorsitzender des Vor-
standes der BayernLB bei der
Vorlage der Bilanz für 2004. Die
Bank sei in gutem Fahrwasser.

Im Berichtsjahr 2004 sei die
Bank bei ihrem Transforma-
tionsprozess „sogar über Plan“
vorangekommen. So wurden der
Personalabbau um rund 1.000
Stellen in der Kernbank vorzeitig
abgeschlossen, der Vorstand von
neun auf sieben Mitglieder ver-
kleinert sowie die Optimierung
des Netzes von Auslandsstütz-
punkten und die Bereinigung des
Beteiligungsportfolios fortge-
setzt. Außerdem wurden großvo-
lumige und risikoreiche Teile des
Kundenkreditgeschäftes abge-
baut und gleichzeitig Maßnah-
men zur Liquiditätssicherung
und -bevorratung für die Zeit
nach dem Wegfall der staatlichen
Haftungsinstrumente ergriffen.
In diesem Zusammenhang teilte
Schmidt mit, dass sich die Bank
in etwa zwei Wochen von ihrer
Beteiligung von 48,7 Prozent am
Stuttgarter Baukonzern Züblin
AG trennen werde. Hinsichtlich
der „Formel-1-Beteiligung“ sei-
en noch alle Gespräche offen.

Das Privatgeschäft soll außer
über die örtlichen Sparkassen

über die Landesbausparkasse
(LBS), die Landesbodenkredit-
anstalt (Labo) sowie die Kon-
zerntöchter Deutsche Kredit-
bank AG (DKB), Landesbank
Saar (SaarLB), die Ungarische
Außenhandelsbank (MKB), die
Banque LBLux, die LB(Swiss)
Privatbank und das umfangrei-
che Kreditkartengeschäft ausge-
baut werden. Für die Auslands-
aktivitäten stehen Stützpunkte in
London, Paris, Mailand, New
York, Hongkong und Shanghai
zu Verfügung. Besonders im Vi-
sier sind die Märkte in Mittel-
und Osteuropa und in Russland.

Höchste Werte

Nach drei schwierigen und
durch die Bereinigung des Kre-
dit- und Beteiligungsportfolios
geprägten Jahren hat die Bank
2004 wieder ein „zufriedenstel-
lendes Ergebnis“ erzielt. Nach
Schmidts Darstellung hat das
Betriebsergebnis nach Risiko-
vorsorge und Bewertung nach
Stärkung der stillen Reserven ei-
nen der höchsten Werte seit Be-
stehen der BayernLB ereicht,
denn es wurde gegenüber dem
Jahr zuvor um fast drei Viertel
auf 950 (Vorjahr: 547) Mio. Euro
gesteigert. Fast die Hälfte davon
entfällt auf Beiträge der Töchter.
Dabei ist zu berücksichtigen,
dass im operativen Ergebnis
nicht jene außerordentlichen
Aufwendungen von 320 Mio.
Euro enthalten sind, die im Rah-
men der Konsenslösung mit der
EU hinsichtlich der Staatshaf-
tung im Zusammenhang mit der

Einbringung von Wohnungsbau-
vermögen an den Freistaat Bay-
ern zu zahlen waren. Dennoch
konnten die Eigenmittelquote
(Eigenkapital, Rücklagen) auf
12,5 (11,3) Prozent der Bilanz-
summe und die Eigenkapitalren-
tabilität von 4,9 auf 9,5 Prozent
verbessert werden.

Zu dem Ergebnis haben ein
mit 340 Mio. Euro nahezu kon-
stanter Provisions- und ein mit
2,030 Mrd. Euro um 6,4 Prozent
geringerer Zinsüberschuss sowie
ein Ergebnis aus Finanzgeschäf-
ten von 126 Mio. Euro (+ 19,7
Prozent) beigetragen. Verwal-
tungs- und Personalaufwand stie-
gen leicht an, der Sachaufwand
konnte reduziert werden. Die
Zielvorgabe für die sogenannte
Cost-Income-Ratio (Verwal-
tungsaufwendungen zu Erträgen
aus dem operativen Geschäft)
von 45 Prozent wurde mit 44,4
Prozent sogar leicht unterschrit-
ten. Kräftig reduziert wurde der
Aufwand für die Risikovorsorge,
nämlich auf 157 (953) Mio. Eu-
ro. Im Vorsorgebestand stehen
jetzt noch 4,382 (5,038) Mrd. Eu-
ro. Die Bereinigung des Beteili-
gungsportfolios führte zu einem
negativen Bewertungsergebnis
von -404 (-52) Mio. Euro. 

Stärkung der Reserven

Dennoch, so Schmidt, konnte
die BayernLB erstmals seit drei
Jahren wieder eine Stärkung der
Reserven vornehmen, „die nun
in dreistelliger Millionenhöhe zu
Buche stehen“. Nach einer Teil-
gewinnabführung von 242 (237)
Mio. Euro für den Zinsaufwand
für stille Einlagen „von weit über
1 Mrd. Euro, die im Wesentli-
chen von bayerischen Sparkas-
sen gehalten werden“, und Er-
tragssteuern von 252 (104) Mio.
Euro verbleibt ein Jahresüber-
schuss von 98 (79) Mio. Euro,
aus dem für 2004 auf das Grund-
kapital unverändert 4 Prozent
Dividende auf 1,73 Mrd. Euro
Eigenkapital gezahlt werden.
Diesen Bilanzergebnissen liegen
ein Kreditvolumen von 242 Mrd.
Euro, Verbindlichkeiten gegen-

über Kreditinstituten und Kun-
den sowie verbriefte Verbind-
lichkeiten durch Ausgaben von
Wertpapieren von 301 Mrd. Eu-
ro sowie eine Konzern-Bilanz-
summe von 333 Mrd. Euro (+
6,3 Prozent) zu Grunde.

Für das laufende Jahr erwartet
Schmidt eine Stabilisierung des
operativen Ergebnisses durch
„ein weiter deutlich verbessertes
Bewertungsergebnis und einen
normalisierten Risikoaufwand
im Kreditgeschäft“. Da aus heu-
tiger Sicht keine außerordentli-
chen Belastungen wie zum Bei-
spiel die erwähnten, an den Frei-
staat zu zahlenden 320 Mio. Eu-
ro zu erwarten seien, gehe die
Bank auch von einer Stabilisie-
rung des Gesamtergebnisses aus.
Im ersten Quartal 2005 hat das
operative Ergebnis um 5 Prozent
auf 243 Mio. Euro zugelegt.

Drei-Säulen-Modell

Schmidt nahm auch zur lau-
fenden Bankenstrukturdiskus-
sion Stellung. Seiner Meinung
nach würde das Aufbrechen des
„Drei-Säulen-Modells“ aus Öf-
fentlich-rechtliche Banken wie
Sparkassen und Landesbanken,
Privatbanken wie Deutscher
Bank oder Commerzbank und
Genossenschaftsbanken wie
Raiffeisen- und Volksbanken)
den Wettbewerb schwächen,
denn langfristig wären wirt-
schaftlich und sozialpolitisch
schädliche Oligopolstrukturen
die Folge. Dies schlüge sich in
letzter Konsequenz negativ auf
den Standort Deutschland nieder.
Säulenübergreifende Fusionen
stünden für die BayernLB nicht
zur Diskussion, sagte Schmidt.
Denkbar seien aber Kooperatio-
nen, soweit es sich um wettbe-
werbsneutrale „Backoffice-Be-
reiche“ handele.

Im volkswirtschaftlichen Aus-

Sparkassen und LBS halten Neubauniveau für zu niedrig:

Der Trend geht zurück in die Stadt
Immobilienumsätze und Baugenehmigungen waren in Bayern
2004 ein weiteres Mal rückläufig und erreichten neue Tiefstände,
die nach Einschätzung von Dr. Franz Wirnhier, Sprecher der Ge-
schäftsleitung der LBS Bayern, weit unter dem Neubaubedarf
liegen. Auf der jährlichen Pressekonferenz der bayerischen Spar-
kassen und der LBS über den bayerischen Wohnimmobilien-
markt machte Wirnhier die schwierigen wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen und „die unberechenbare Wohnungsbauförde-
rung“ für die sinkende Investitionsbereitschaft verantwortlich. 

Er forderte eine gesellschafts-
politische Aufwertung des Wohn-
eigentums. Rudolf Faltermeier,
Vizepräsident des Sparkassen-
verbandes Bayern (SVB), be-
richtete, dass sich die Preise für
Gebrauchtimmobilien stabili-
sierten. Positiv vermeldet wurde,
dass sich die Wohnungsnachfra-
ge verstärkt auf städtische oder
stadtnahe Angebote richte und
sich immer mehr Durchschnitts-
verdiener den Wunsch nach
Wohneigentum erfüllten.

Spitzenposition in Bayern

Die Immobilienvermittlungs-
gesellschaft der bayerischen
Sparkassen (Sparkassen-Immo)
hat im Jahr 2004 mehr als 7.500
Objekte im Wert von über einer
Milliarde Euro vermittelt. Damit
halte sie unangefochten die Spit-
zenposition in Bayern, sagte Fal-
termeier. Im Wohnungsbaukre-
ditgeschäft verbesserten die
bayerischen Sparkassen ihren
Marktanteil geringfügig. Der

Bestand ihrer Wohnungsbaukre-
dite erhöhte sich um 2,3 Prozent
auf 48,5 Milliarden Euro. Dage-
gen nahmen - dem Markttrend
entsprechend - die Darlehenszu-
sagen im Wohnungsbaugeschäft
um 20,1 Prozent auf 5,9 Milliar-
den Euro ab. 

Die seit Jahren sinkende Inves-
titionsbereitschaft in Wohnbau-
ten lässt sich laut LBS-Chef
Wirnhier auf die anhaltende
Wachstumsschwäche und Be-
schäftigungskrise in Deutsch-
land zurückführen. Die Bauge-
nehmigungen für Wohnungen in
neu zu errichtenden Wohngebäu-
den gingen im vergangenen Jahr
um 8,6 Prozent auf 49.970 und
damit auf das Niveau von 2002
zurück. Seit Jahren decke der
Neubau nicht einmal den Ersatz-
bedarf. Von einem gesättigten
Wohnungsmarkt könne ange-
sichts langfristig steigender Be-
völkerungs- und Haushaltszah-
len keine Rede sein. Wirnhier
verwies auf die jüngste Wohnei-
gentumsstudie von TNS Infra-

test. Das Durchschnittsalter von
Immobilienbesitzern, die ihr
Wohneigentum wechseln, sei auf
49 Jahre angestiegen. Die Studie
ermittelte außerdem einen Trend
zu städtischen und stadtnahen
Angeboten. Zudem wurden
Durchschnittsverdiener als die
am stärksten wachsende Gruppe
bei der Wohneigentumsbildung
festgestellt. 

LBS-Geschäftsleitungsspre-
cher Wirnhier kritisierte die läh-
mende Wirkung der Diskussion
über die Eigenheimzulage. Die
konjunkturelle Wirkung der För-
derung und ihre Bedeutung für
die Bauwirtschaft blieben eben-
so außen vor wie eine marktge-
rechte Einschätzung des Woh-
nungsbedarfs. Außerdem werde
die gesellschaftliche Gestal-
tungskraft der Wohnungspolitik
ignoriert. Wirnhier hält es für
notwendig, dass Staat und Ge-
sellschaft den Erwerb von
Wohneigentum wieder als wich-
tiges und erstrebenswertes Ziel
betrachten und darstellen. Die
Politik würde dadurch Eigen-
initiative und Selbstverantwor-
tung in der Gesellschaft „und da-
mit ihre in Zukunft wichtigsten
Stabilisierungskräfte“ nachhaltig
stärken. „Eine derart aktive
Wohnungspolitik wäre auch ein
richtig gutes Konjunkturpro-
gramm.“ ?

Internationaler Museumstag am 8. Mai:

Kulturförderung der Sparkassen
Am 8. Mai rücken in allen Teilen Bayerns die Museen in das
Blickfeld der Öffentlichkeit. Über 1.600 Museen beteiligen sich
deutschlandweit mit besonderen Angeboten am Internationalen
Museumstag, der unter dem Motto „Museen bauen Brücken“
steht. Die bayerischen Sparkassen und deren Stiftungen unter-
stützen in besonderer Weise das Anliegen dieses Aktionstages. 

„Zwischen Sparkassen und
Museen gibt es eine sinnfällige
Verbindung“, erklärt Dr. Ingo
Krüger, Geschäftsführer der
Bayerischen Sparkassenstif-
tung: „Beide sind in ihren Re-
gionen tief verankert, sind le -
bendiger Teil ihrer Geschichte
und aktiver Partner bei der Ge-
staltung der Zukunft. Daher en-
gagieren sich die Institute und
Stiftungen der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe auch seit Jahren er-
folgreich beim Internationalen
Museumstag.“ Von den rund
5.000 deutschen Museen liegen
weit über 1.200 im Kulturstaat
Bayern. Das High-Tech-Land
befindet sich damit in einer be-

neidenswerten Spitzenstellung.
Vorrangiges Unternehmens-

ziel der Sparkassen ist die nach-
haltige Förderung der Lebens-
und Arbeitsstandorte in ihrer je-
weiligen Region. Mit ihrem ge-
meinwohlorientierten Handeln
zeigen die Sparkassen, dass So-
ziale Marktwirtschaft nicht allein
eine Staatsaufgabe sein muss,
sondern gleichermaßen auch
wohl verstandene Bürgerpflicht
ist. Mit Stiftungsgeldern und
Spenden bringt die Sparkassen -
Finanzgruppe insgesamt nahezu
300 Millionen Euro für das Ge-
meinwohl auf. 

Im gesamten Förderengage-
ment der Sparkassen - Finanz-
gruppe bildet die Kunst- und
Kulturförderung einen wichtigen
Schwerpunkt. Mehr als 100 Mil-
lionen Euro wenden die Sparkas-
sen dafür Jahr für Jahr auf. Mit
diesem Fördervolumen sind sie
der größte nichtstaatliche Kultur-
förderer in Deutschland.

Hopfenmuseum

Der Bayerischen Sparkas-
senstiftung ist die hohe gesell-
schaftliche Bedeutung des mu-
sealen Auftrags nur zu gut be-
wusst. Deshalb übernimmt sie
mit ihrer Förderung der Museen
und des Internationalen Mu-
seumstags Verantwortung für die
bayerischen Regionen und ihre
Bürger. Ein typisches Beispiel ist
das Hopfenmuseum in Woln-
zach, das am 6. Juni seiner Be-
stimmung übergeben wird.    DK

blick ging Schmidt davon aus,
dass die europäische Zentral-
bank die Zinsen in kleinen
Schritten anheben wird, vermut-
lich um die Jahreswende. Die
Geldmarktzinsen blieben im Eu-
roraum auch 2006 niedrig. Die
Kapitalmarktzinsen könnten sich
aber dem Sog der US-Renditen
nicht vollständig entziehen und
würden moderat steigen. Die
Gewinnverbesserung der Unter-
nehmen in Deutschland spreche
für eine weitere Aufwärtsten-
denz am Aktienmarkt.

Zum Schluss nannte Schmidt
auf Anfrage die Höhe der Vor-
standsgehälter. Er als Vorstands-
vorsitzender habe 996.000 Euro
bekommen, sein Stellvertreter
563.000 Euro und die ordentli-
chen Vorstandsmitglieder je-
weils 480.000 Euro.              dhg.


